
 

 

Gleichbehandlung gefordert: Taxi- und Mietwagenverband Deutschland (TMV) warnt vor 
Wettbewerbsverzerrung durch Schlupflöcher im neuen Kassenpflicht-Gesetz 

 

Der Taxi- und Mietwagenverband Deutschland begrüßt den aktuellen Referentenentwurf 
des Bundesministeriums der Finanzen zur Einführung einer Kassenpflicht und zur                
Bekämpfung von Steuerhinterziehung in vielen Punkten ausdrücklich.  

Die geplante Pflicht, auch Mietwagen und Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr mit    
digitalen Wegstreckenzählern und zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtungen (TSE) 
auszustatten, ist ein richtiger Schritt hin zu mehr Steuergerechtigkeit und Transparenz.  

Nachdrückliche Kritik äußert der Verband jedoch an drohenden Schlupflöchern: Es darf     
keinesfalls dazu kommen, dass Mietwagen, die ausschließlich über digitale Plattformen    
vermittelt werden, von der Kassenpflicht der Abgabenordnung befreit bleiben und somit 
den klassischen Taxi- und Mietwagenunternehmen bessergestellt werden. 

Eine solche Ausnahme würde allen Gleichbehandlungsgrundsätzen widersprechen. In den 
vergangenen Jahren wurde in der Praxis bereits zu oft beobachtet, dass plattformbasierte 
Fahrdienste durch unzureichende Kontrollvorgaben eiskalt bevorteilt wurden.  

Wenn der Gesetzgeber plattformvermittelte Mietwagen nun nicht konsequent in die      
strengen Aufzeichnungspflichten einbindet, verfehlt er das selbst gesteckte Ziel eines fairen 
Wettbewerbs vollständig. Von einer echten Gleichbehandlung von Taxis und Mietwagen 
wäre man damit weiterhin weit entfernt. 

„Wir unterstützen den Kampf gegen Steuerhinterziehung und für einen wirksamen          
Steuervollzug vollkommen“, erklärt TMV-Präsident Thomas Kroker. „Ein fairer Wettbewerb 
kann aber nur funktionieren, wenn für alle Marktteilnehmer dieselben Regeln gelten. Es ist 
völlig unverständlich, warum traditionelle Betriebe strengen Kontrollen unterliegen sollen, 
während plattformvermittelte Fahrzeuge über rechtliche Grauzonen bevorzugt werden. 
Wer gewerblich Personen befördert, muss seine Umsätze lückenlos und manipulationssicher 
erfassen – ohne Sonderrechte für digitale Vermittlungsplattformen.“ 

Der Verband fordert die Bundesregierung und die Abgeordneten des Deutschen               
Bundestages daher dringend auf, den Gesetzentwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
nachzubessern. Jedes Fahrzeug, das im Markt der Personenbeförderung Erlöse generiert, 
muss ausnahmslos der Kassenpflicht unterliegen. Nur so lässt sich die Steuerehrlichkeit     
fördern. 

 


